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Professionelle Berater –
Grundsätzliche Über-
legungen zur Einbezie-
hung externen Fach-
wissens in politische
Entscheidungsprozesse

Die „Finanzkrise“ hat
Rechtsfragen in unüber-
schaubarem Umfang
produziert. Zu den wirt-
schaftsrechtlich eher be-
langlosen, verfassungs-
rechtlich und politisch
aber umso spannenderen
Fragen gehört dabei, dass
die zur „Rettung der deut-
schen Wirtschaft“ erlasse-
nen Gesetze – jedenfalls in
erheblichem Umfang –
von Rechtsanwaltskanz-
leien vorbereitet wurden.
Nach Bekanntwerden die-
ses Umstands wurden
mehr oder weniger di-
rekte Zweifel am (viel-
leicht auch verfassungs-
rechtlich) korrekten Zu-
standekommen der Ge-
setze geäußert, ebenso wie
Rechtsanwaltskanzleien,
die für die Beratung nicht
mandatiert worden wa-
ren, Zweifel an der kor-
rekten Vergabe der Auf-
träge äußerten – ange-
sichts weggebrochenen
Auftragsvolumens im

Kerngeschäft nur zu ver-
ständlich. Kurz vor der
Bundestagswahl 2009
bekam die Debatte dann
noch eine neue Facette, als
bekannt wurde, dass das
Bundeswirtschaftsminis-
terium einen kompletten
Entwurf zur Neuordnung
des Insolvenzrechts von
einer Anwaltskanzlei
hatte ausarbeiten lassen.

Hier soll nur von den
verfassungspolitischen
Bedenken die Rede sein
und die Frage offenblei-
ben, ob angesichts der
Eilbedürftigkeit der erfor-
derlichen Entscheidungen
eine Ausschreibung über-
haupt möglich gewesen
wäre  (zur Möglichkeit des
„Verhandlungsverfah-
rens“ § 101 Absatz 4 GWB
– Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen).

„Beigeschmack“ exter-
nen Sachverstandes?
Kern des Vorwurfs ist
insoweit die Tatsache,
dass die Bundesregierung
(übrigens nicht das
Bundesministerium der
Justiz) den erforderlichen
Sachverstand nicht inhäu-
sig hat beziehungsweise
vorhält. Das ist zunächst

eine Frage des Könnens:
Komplizierte wirtschaft-
liche Zusammenhänge
erschließen sich auch qua-
lifiziertesten Mitarbeitern
eines Bundesministeriums
nicht ohne Hilfestellung,
wie sie „in normalen
Zeiten“ in einem langwie-
rigen Prozess des Dialogs
mit der Praxis und ihren
Verbänden, der Recht-
sprechung und der
Wissenschaft erfolgt. „Auf
die Schnelle“ geht alles
das nicht. Aber selbst
wenn der normale Prozess
der Rechtsetzungsvor-
bereitung funktionieren
würde, gibt es Materien,
in denen das „echte Trans-
aktionswissen“ notwen-
dig ist, um „richtiges
Recht“ setzen zu können:
Die subtilen Erwägungen
etwa, aufgrund derer die
Konsolidierung von
Zweckgesellschaften in
den Bilanzen von Kredit-
instituten unterbleiben
konnte, waren zu einem
erheblichen Teil nicht
allgemein bekannt; Glei-
ches gilt für die Konstruk-
tionen, mit denen etwa bei
den (versuchten) Über-
nahmen von Continental
und Volkswagen das Her-
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anschleichen lange Zeit
geheim gehalten werden
konnte. Warum sollte der
Bundesregierung der Kauf
dieses Wissens verwehrt
sein, das – ganz selbst-
verständlich – privaten
Mandanten verkauft
wird? Wer hier anders
entscheidet, müsste auch
die Frage aufwerfen, ob
Beamte der Bundesregie-
rung Fachzeitschriften
abonnieren dürften, um
die aktuelle Diskussion zu
verfolgen! Natürlich bleibt
hierbei ein „böser Bei-
geschmack“, wie es Wolf-
gang Däubler im Editorial
der Neuen Juristischen
Wochenschrift (NJW 2009,
Heft 24) auf den Punkt
gebracht hat: Wenn man
eine der international an-
gesehenen Großkanzleien,
die auch „Heuschrecken“
beraten hat, für ein solches
Projekt anspreche, sei dies
so, wie wenn man einen
Schnapsfabrikanten als
Berater bei der Alkohol-
bekämpfung anheuere.
Richtig – aber genau das
ist ein völlig normaler
Vorgang bei der Bekämp-
fung von rechtlichen
Missständen. Auch unser
Wissen über viele Ver-
brechen stammt aus der
Vernehmung der Täter! 

Unsinnigkeit vorsorg-
licher Expertenstäbe
Kritisiert wurde das
Vorgehen der Bundes-
regierung auch wegen der
Kosten für die Mandatie-
rung der Kanzleien (siehe

hierzu bereits die Antwort
der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Frank
Schäfer, Jens Ackermann,
Karl Addicks, weiterer
Abgeordneter und der
Fraktion der FDP – BT-
Drucksache 16/12547 –, 
in der sie entsprechende
Angaben unter Hinweis
auf die Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse der
mandatierten Kanzleien
verweigerte). Auch hier
aber ist zu widersprechen:
Denn wo läge die Alter-
native? Sollte die Bundes-
regierung das erforder-
liche Wissen kontinuier-
lich vorhalten, müsste sie
entsprechende Mitarbeiter
ausbilden und dauerhaft
bezahlen, und das in einer
Besoldungshöhe, die eine
Abwerbung der Mitarbei-
ter etwa durch Rechts-
anwaltskanzleien aus-
schlösse. Welche Klimm-
züge auch verfassungs-
rechtlicher Art hierfür
erforderlich sind, haben
wir im Bereich der Luft-
verkehrsüberwachung
gesehen, wo sich unter
den Bedingungen des
Besoldungsrechts nie-
mand mehr fand, der die
Arbeit qualitativ hochwer-
tig erledigen konnte und
wollte. Aber selbst wenn
das so wäre, stellte sich
die Frage, ob ein solches
Vorgehen unter fiskali-
schen Gesichtspunkten
sinnvoll wäre: Denn
ebenso wie man jetzt (aus
Ex-post-Sicht) das fehlende

Vorhalten eines beamteten
Stabes von Finanzrechts-
experten kritisieren kann,
könnte man für die Zu-
kunft fragen, ob man nicht
vielleicht vorsorglich fünf-
zig Medizin- und Seu-
chenrechtler für den Fall
eines Ausbruchs der
Schweinegrippe vorhalten
muss. Hier kommt die
laienhafte Fehlvorstellung
zum Tragen, dass lang-
fristige Verträge zur Ab-
sicherung mit monatlich
jeweils geringen Raten
billiger seien als die ein-
malige Inanspruchnahme
dann unter Umständen
teurer zu bezahlender
Leistungen (wovon Ver-
sicherer ebenso wie
Telefongesellschaften und
Fitness-Studios profi-
tieren). Auch fiskalische
Gründe sprechen also
nicht gegen das Vorgehen
der Bundesregierung.
Kurz und gut: Wollen wir
die Hinzuziehung exter-
nen Sachverstandes – auch
gegen Geld – verbieten,
wird Rechtsetzung in
vielen Bereichen nicht
mehr oder nur schlecht
möglich sein. Das heißt
natürlich nicht umge-
kehrt, dass allein die Hin-
zuziehung privater Be-
rater angemessene Lösun-
gen sicherstellt. Der Kon-
flikt ist von der parlamen-
tarischen Ebene wohl-
bekannt: Wie gut muss ein
Abgeordneter bezahlt
werden, um auch quali-
fizierte Personen zur
Tätigkeit für das Volk zu
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gewinnen? Die Diskussion
ist ernüchternd, weil es
eine klare Antwort nicht
gibt. Fehlanreize setzen
sowohl eine zu hohe wie
eine zu geringe Fest-
setzung der Diäten. Und
ernüchternd ist auch das
Ergebnis – der öffentliche
Dienst (zu dem auch der
Unterzeichner gehört)
dominiert das Parlament,
während manche Berufs-
gruppen – etwa Metzger –
in der ganzen Geschichte
der Bundesrepublik noch
nicht ein einziges Mal dort
vertreten waren. 

Grenzen 
der Transparenz
Was aber kann man tun?
Transparenz als Allheil-
mittel drängt sich gera-
dezu auf. Die Bundes-
regierung müsste also das
Parlament unterrichten,
dass ein bestimmter
Gesetzentwurf mithilfe
(bezahlten) externen Sach-
verstands erstellt worden
ist. Das Parlament könnte
dann eine „informierte
Entscheidung“ treffen und
die Dinge gegebenenfalls
durch die Einschaltung
„anders ausgerichteter“
Berater wieder richten.
Doch zu viel versprechen
sollte man sich von einem
solchen Ansatz nicht:
Denn wo sollten die Gren-
zen liegen? Muss man
dann vielleicht auch die
Namen der (auch priva-
ten) Gesprächspartner
sämtlicher Ministerial-

beamter in den letzten
zehn Jahren veröffent-
lichen? Der Erkenntnis-
gewinn wäre gering –
außer der Erkenntnis, dass
Menschen und Organisa-
tionen versuchen, auf die
Politik Einfluss zu neh-
men. Allerdings wies das
Finanzmarktstabilisie-
rungsgesetz hier sicher
eine Besonderheit auf:
Denn angesichts der er-
heblichen Geschwindig-
keit des parlamentari-
schen Prozesses wäre hier
eine solche Kontrolle
selbst dann nicht möglich
gewesen, wenn man sie
gewollt hätte. Da die Eile
des Verfahrens aber nicht
der Kern der Kritik war,
dürfte des Pudels Kern
daher eher darin liegen,
dass mancher Bürger für
die Politik die Rolle des
Saubermanns oder Gut-
menschen fordert – die er
selbst nicht einzunehmen
bereit ist. 

Interessenkonflikt 
heraufbeschworen
Hilfreicher könnte daher
die Überlegung sein, dass
eine mandatierte Kanzlei
(auch und gerade) nach
einer Tätigkeit für die
Bundesregierung in einen
Interessenkonflikt gerät,
wenn sie anschließend
(oder gar gleichzeitig)
andere Mandanten mit
widerstreitenden Interes-
sen berät. Hier fragt sich,
ob die Bundesregierung
von diesem auch gesetz-

lichen Verbot (§ 43a Abs. 4
BRAO – Bundesrechts-
anwaltsordnung) frei-
zeichnen durfte und ob sie
das getan hat. Antwort
acht  der schon zitierten
Antwort auf die Kleine
Anfrage deutet auf das
Gegenteil, wenn es heißt,
die standesrechtlichen
Pflichten korrekt einzu-
halten sei Angelegenheit
der mandatierten Kanz-
leien. Doch gilt es, hier
entschieden zu wider-
sprechen. Denn wenn die
Bundesregierung nicht –
jedenfalls für eine gewisse
Zeit – auf einer ausschließ-
lichen Beratung besteht,
verletzt sie ihre eigenen
Interessen; denn dadurch
fördert sie Interessen-
konflikte geradezu syste-
matisch und erlaubt den
auftragnehmenden Kanz-
leien zusätzlich, einen
„doppelten Schnitt“ zu
machen.

Bedenklich war die
Hinzuziehung „professio-
neller Berater“ daher nur
dann und insoweit, als die
Bundesregierung die
mandatierten Kanzleien
vom Verbot der Ver-
tretung widerstreitender
Interessen freigestellt hat.
Im Übrigen aber lehrt die
Diskussion: Von einer
Rückkehr des Primats der
Politik, wie dies im
Zusammenhang mit 
der Bewältigung der
Finanzkrise oft zu hören
war, kann hier keine Rede
sein.
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